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BFH: Verfassungsrechtliche Zweifel an der Einheitsbewertung bei
der Grundsteuer - Neubewertung des Grundvermögens
erforderlich

Sachverhalt
Die Klägerin errichtete im Erbbaurecht einen Lebensmittelmarkt. Das Finanzamt stellte den
Einheitswert für das Erbbaurecht auf den 01.01.2005 fest. Die Klägerin beantragte die
Rückrechnung der tatsächlichen Herstellungskosten auf die Verhältnisse des Jahres 1964. Die
Ermittlung des Gebäudewerts wurde damit begründet, dass es sich bei dem Gebäude um ein
Warenhaus und nicht um eine Markt- oder Messehalle handle. Die Klägerin ist jedoch der
Auffassung, dass das Gebäude zwar zu Recht im Sachwertverfahren bewertet worden sei, aber
wegen seines hallenartigen Charakters, seiner schlichten, nicht zum Verweilen bei angenehmer
Atmosphäre einladenden Gestaltung und der tatsächlichen Wertrelationen nicht der
Gebäudeklasse "Warenhäuser" zugeordnet werden könne.

Entscheidung
Die Vorschriften über die Einheitsbewertung des Grundvermögens sind von der Rechtsprechung
des BFH trotz der verfassungsrechtlichen Zweifel, die sich aus dem lange zurückliegenden
Hauptfeststellungszeitpunkt (01.01.1964) und darauf beruhender Wertverzerrungen ergeben,
bislang als verfassungsgemäß beurteilt worden. Daran ist jedenfalls noch für Stichtage bis zum
01.01.2007 festzuhalten.
 
Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass das weitere Unterbleiben einer allgemeinen
Neubewertung des Grundvermögens für Zwecke der Grundsteuer mit verfassungsrechtlichen
Anforderungen, insbesondere mit dem allgemeinen Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG), nicht
vereinbar ist. Das BVerfG hat die für die Bedarfsbewertung unbebauter Grundstücke angeordnete,
bis Ende 2006 geltende Festschreibung der Wertverhältnisse auf den 01.01.1996 als nicht mehr mit
den Vorgaben des Art. 3 Abs. 1 GG vereinbar angesehen. Hiernach verfehlt erst recht die über
mehr als vier Jahrzehnte unveränderte Einheitsbewertung des Grundbesitzes nach Maßgabe des
Hauptfeststellungszeitpunkts auf den 01.01.1964 die sich aus Art. 3 Abs. 1 GG ergebenden
Anforderungen. Verfassungsrechtlich geboten ist eine erneute Hauptfeststellung auch im
Beitrittsgebiet. Da im Beitrittsgebiet die Wertverhältnisse auf den 01.01.1935 festgeschrieben sind,
wiegen die hiergegen bestehenden verfassungsrechtlichen Bedenken noch schwerer als im alten
Bundesgebiet. Seit dem 01.01.1935 haben sich die für die Bewertung maßgeblichen Verhältnisse
noch wesentlich stärker entwickelt und verändert als seit dem 01.01.1964.
 
Wann ist ein Gebäude ein Warenhaus? Das Grundstück muss ein Geschäftsgrundstück sein,
das im Ganzen oder weit überwiegend dem Betrieb eines Einzelhandelsunternehmens dient
und die üblichen Ladengrundstücke an Umfang übertrifft. Nach der Rechtsprechung des
BFH dienen Markt- und Messehallen in der Regel nicht dem Einzel-, sondern dem
gewerblichen Großhandel als Ausstellungs- und Handelsplatz. Sie hätten daher
typischerweise anderen Funktionserfordernissen als Warenhäuser zu genügen. Ihre
Ausführung erfordere - anders als bei dem Einzelhandel dienenden Warenhäusern - keine
aufwendige, sondern mehr eine schlichte, funktionale Baugestaltung. Bei Markt- und
Messehallen sei es gewöhnlich nicht erforderlich, durch aufwendige, repräsentative
Baukonstruktionen und -ausführungen ein angenehmes Verkaufsklima zu schaffen und
hierdurch die Kauflust von Endverbrauchern anzuregen. An dieser Rechtsprechung kann
nach erneuter Prüfung nicht uneingeschränkt festgehalten werden. Denn zahlreiche
Veranstaltungen wenden sich in Messehallen an das breite Publikum (beispielsweise Buch-,
Einrichtungs- und Tourismusmessen) und dienen Markthallen vielfach dem Einzelhandel. 

Das zu bewertende Gebäude ist daher zutreffend zu den Warenhäusern zu rechnen, denn
es dient dem Betrieb eines Einzelhandelsunternehmens und übertrifft mit seiner Nutzfläche
den Umfang üblicher Ladengrundstücke. Die Geschosshöhe geht nicht über die übliche
Geschosshöhe in Warenhäusern hinaus und ist weit geringer als die übliche Geschosshöhe
von Markt- und Messehallen.



 
Betroffene Norm
§ 76 Abs. 3 Nr. 2 BewG, § 83 BewG, § 85 BewG, § 9 Abs. 2 BewG.
Streitjahr 2004
 
Anmerkung
Die Finanzminister der Länder haben bereits auf der Finanzministerkonferenz am 28. Januar
2010 eine länderoffene Arbeitsgruppe zur Reform der Grundsteuer unter der Federführung
von Nordrhein-Westfalen eingesetzt. Die Arbeit dieser Arbeitsgruppe hat mit dem
vorliegenden BFH-Urteil eine noch höhere Bedeutung erlangt.

Vorinstanz
Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 14.08.2008, 11 K 900/06 BG, EFG 2009, S. 161.
Fundstelle
BFH, Urteil vom 30.06.2010, II R 60/08.
Weiterer Beitrag
Grundsteuerreform: Bundesländer legen Reformvorschlag vor

www.deloitte-tax-news.de Diese Mandanteninformation enthält ausschließlich
allgemeine Informationen, die nicht geeignet sind,
den besonderen Umständen eines Einzelfalles
gerecht zu werden. Sie hat nicht den Sinn, Grundlage
für wirtschaftliche oder sonstige Entscheidungen
jedweder Art zu sein. Sie stellt keine Beratung,
Auskunft oder ein rechtsverbindliches Angebot dar
und ist auch nicht geeignet, eine persönliche
Beratung zu ersetzen. Sollte jemand Entscheidungen
jedweder Art auf Inhalte dieser
Mandanteninformation oder Teile davon stützen,
handelt dieser ausschließlich auf eigenes Risiko.
Deloitte GmbH übernimmt keinerlei Garantie oder
Gewährleistung noch haftet sie in irgendeiner
anderen Weise für den Inhalt dieser
Mandanteninformation. Aus diesem Grunde
empfehlen wir stets, eine persönliche Beratung
einzuholen. 

This client information exclusively contains general
information not suitable for addressing the particular
circumstances of any individual case. Its purpose is
not to be used as a basis for commercial decisions or
decisions of any other kind. This client information
does neither constitute any advice nor any legally
binding information or offer and shall not be
deemed suitable for substituting personal advice
under any circumstances. Should you base decisions
of any kind on the contents of this client information
or extracts therefrom, you act solely at your own risk.
Deloitte GmbH will not assume any guarantee nor
warranty and will not be liable in any other form for
the content of this client information. Therefore, we
always recommend to obtain personal advice.

http://www.fg-duesseldorf.nrw.de/
http://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=21959&pos=3&anz=126
http://www.deloitte-tax-news.de/steuern/grundsteuer-grunderwerbsteuer/grundsteuerreform-bundeslaender-legen-reformvorschlag-vor.html

	BFH: Verfassungsrechtliche Zweifel an der Einheitsbewertung bei der Grundsteuer - Neubewertung des Grundvermögens erforderlich
	Sachverhalt
	Entscheidung
	Betroffene Norm
	Anmerkung
	Vorinstanz
	Fundstelle
	Weiterer Beitrag


